
Die Radweg-Lücken schließen
Fahrradstreifen in der Münchener Straße und ein Piktogramm in der Neuen Bergstraße

Landsberg – Der Landsberger
Osten hat ein Problem. Und
das beginnt hinter Tor am Fu-
ße der Neuen Bergstraße. Ab
dort sind Radwege absolute
Mangelware, vor allem auf
der Münchener Straße. Um
hier Abhilfe zu schaffen, be-
antragt die Stadtratsfraktion
der Grünen nun den Lücken-
schluss. Und dafür eine „räum-
liche Voruntersuchung“.

Um die in „Landsberg 2035“
geforderte Verdopplung des
Radverkehrs zu ermöglichen,
brauche man sichere Radwe-
ge, so der Verkehrsreferent des
Stadtrates Henrik Lüßmann
(Grüne). In Landsberg fehl-
ten sie unter anderem in der
Katharinenstraße und auch in
der Weilheimer und Epfenhau-
sener Straße. Die „gravierendste
Lücke“ sei aber die Münchener
Straße, da sie stark befahren und
zugleich ein Schulweg sei. Der
gemeinsame Rad- und Fußweg
aus Richtung Penzing ende an
der Adlerstraße.

Lüßmann nennt mehrere Vari-
anten, wie die Münchener Straße
vom Weilheimer Kreisel bis zur
Adlerstraße radfahrfreundlicher
werden könnte. Eine Möglichkeit
sieht er in Schutz- oder Radfahr-
streifen an den Fahrbahnseiten,
die baulich nicht abgetrennt,
sondern nur auf der Fahrbahn

markiert werden. Oder aber ein
von Fußgängern und Radlern
gemeinsam genutzter Weg. Da
dessen vorgeschriebene Breite
laut Straßenverkehrsordnung
(StVO) mindestens 2,50 Meter
beträgt, müsste der vorhande-
ne Gehweg verbreitert werden.
Allzu viel Spielraum gibt es dafür
aber nicht, denn die Fahrbahn
muss laut den Richtlinien für die

Anlage von Straßen (RASt) min-
destens sechs Meter breit sein.
Wie breit diese Radwegs-Varian-
ten tatsächlich sein könnten, sol-
le man in einer räumlichen Vor-
untersuchung prüfen. Und zwar
bewusst, ohne dabei auf „bauli-
chen Aufwand, Kosten oder an-
dere Aspekte“ einzugehen.

Auch die Landsberger Mitte
sieht mehr Radfahrpotenzial in

der Innenstadt, insbesondere
in der Neuen Bergstraße. Dort
wünscht sie die gemeinsame
Nutzung des Gehweges durch
Fußgänger und Radfahrer, ge-
kennzeichnet durch das Zeichen
„Gehweg“ mit Zusatz „Radfah-
rer frei“, was auch die Benut-
zungspflicht ausschließe. Fuß-
gänger hätten so Vorrecht. Das

könne auch „durchaus rechts-
konform“ umgesetzt werden.

Denn für so ein Zeichen gibt
es Vorschriften in der StVO: zum
Beispiel eine Mindestbreite von
„in der Regel 2,40 m, mindes-
tens 2,0 m“. Und diese zwei Me-
ter hat der Gehweg laut Stadt-
pressesprecher Andreas Létang
nicht. Deshalb werde die Nut-
zung des Gehweges durch Rad-
fahrer dort auch nur geduldet.
Das bedeute aber nicht, „dass es
rechtlich in Ordnung ist oder gar
eine Empfehlung ausgesprochen
wird, sondern dass eine Nutzung
mit dem Fahrrad von Ordnungs-
dienst und Polizei nicht geahn-
det wird“, erläutert Létang. Ein
Schild wäre indessen wegen
der mangelnden Breite recht-
lich nicht korrekt.

Deshalb empfiehlt die Lands-
berger Mitte einen ‚Schleich-
weg‘: ein Piktogramm auf der
gehwegoberfläche, das oben
das Fußgänger-Symbol, dann
einen Querstrich, unten ein Rad
zeigt. Und drumherum keinen(!)
Kreis. Das Zeichen sei bisher in
der StVO nicht eingeführt. So
entstehe kein rechtlicher Wider-
spruch. Eine Lösung, mit der die
Grünen im Stadtrat ebenfalls in
der Neuen Bergstraße schon Er-
folg gehabt hatten: Sie konnten
das ‚Herzschild‘ mit der Bitte um
Tempo 20 durchsetzen. sug
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Der Button
am Revers
Immer öfter werden Städte
aufgerufen, sich einen Button
ans Revers zu heften und ein
Bekenntnis abzugeben, zum
Beispiel für Fairtrade, Klima-
schutz oder Gewaltfreiheit. Nun
liegt ein von der ÖDP unter-
stützte Vorschlag von Claus-Pe-
ter Reisch auf dem Tisch, Lands-
berg möge sich zum „sicheren
Hafen“ erklären.

Dieser Begriff ist mit einem
politischen Programm verbun-
den, das man auf der Websi-
te der „Seebrücke“, einem Ver-
ein aus Berlin, nachlesen kann.
Städte, die das Label überneh-
men, „erklären sich mit den Zie-
len der Seebrücke solidarisch“.
Sie unterstreichen, dass die
Bundespolitik in Asylfragen „ih-
rer Verantwortung nicht gerecht
wird“. Zusätzlich zur „Quote“
verpflichten sie sich, aus See-
not Gerettete „ähnlich einem
Relocation-Programm direkt
aufzunehmen und unterzu-
bringen“ und ihnen „legalen
Aufenthalt“ zu gewähren.

Dass ein Stadtrat das nicht
beschließen kann, liegt auf
der Hand. Aus Seenot Geret-
tete sind genau so zu behan-
deln wie Flüchtlinge, die auf
dem Landweg nach Europa
kommen. Auch für sie gel-
ten die Schritte Erstaufnahme
durch den Freistaat und Aner-
kennungsverfahren durch das
zuständige Bundesamt. Keine
kommunale Gliederung kann
hier Sonderregelungen schaf-
fen und Joker verteilen. Ob ein
Schutzsuchender bei uns blei-
ben darf, hängt davon ab, ob
die Voraussetzungen des Asyl-
rechts oder der Flüchtlingskon-
vention erfüllt sind. Anders gibt
es keinen legalen Aufenthalt.

Das Wort „Relocation“ führt
dabei in die Irre. Der Begriff
bezeichnet die Umverteilung
von Flüchtlingen auf Staaten-
ebene, um Härten für die Mit-
telmeer-Anrainerländer zu
mildern. Voraussetzung ist,
dass sie aus Herkunftslän-
dern stammen, bei denen die
Anerkennungsquote mindes-
tens 75 Prozent beträgt. Zum
Handeln befugt ist hier allein
die EU-Kommission. Irgendei-
ne Ähnlichkeit zur spontanen
Aufnahme von Bootsflüchtlin-
gen durch Kommunen ist nicht
ersichtlich.

Bei allem Respekt vor Claus-
Peter Reisch: Die vom Mittel-
meer aus gestellte Bitte an die
Stadt Landsberg, sich zum
„Sicheren Hafen“ zu erklären,
schadet ihm und seiner Sache,
weil sie abgelehnt werden muss.
Landsberg hat als Große Kreis-
stadt noch nicht einmal ein Aus-
länderamt. Aber selbst wenn die
Stadt kreisfrei wäre, wie die
neun bayerischen Städte, die
sich den Button „Sicherer Ha-
fen“ angeheftet haben, könn-
te sie keine Zuständigkeiten an
sich ziehen, die beim Bund und
den Ländern liegen.

Das Petitum führt daher zu
einer völlig überflüssigen Debat-
te mit populistischem Einschlag.
Populismus liegt übrigens nicht
nur dann vor, wenn man den
bestehenden Rechtsrahmen des
Flüchtlings- und Asylrechts mit
Pseudo-Plausibilitäten zur Dis-
position stellt, um Zuzug abzu-
wehren. Ähnlich populistisch ist
es, so zu verfahren, um Zuzug
zu erleichtern. Beides richtet
sich zwar an unterschiedliche
Zielgruppen; aber das eine ist
nicht bessser als das andere.

Wir Deutschen neigen dazu,
ab und zu Staat und Gesell-
schaft zu verwechseln. Jedem
einzelnen steht es frei, einer Or-
ganisation beizutreten und sich
dazu auch öffentlich zu beken-
nen. Eine Gebietskörperschaft
wie die Stadt Landsberg aber
kann nicht mit dem Pfund „Bür-
gerschaft“ wuchern und auf
Wanderschaft gehen. Es ist ille-
gitim, der Bevölkerung ein Label
aufzudrücken. Wir sollten auf-
hören, Städte zu Bekenntnisträ-
gern zu machen. Sonst werden
Grenzen überschritten, die den
Zusammenhalt gefährden.

www.landsbergblog.info

www.twitter.com/landsbergblog
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Ein Katu fürs Klima
»Fahrbar« stattet »Die Aufmacher« mit Einkaufsrad aus

Landsberg – Das Aufmacher_
Fahrradgeschäft „Fahrbar“ in
der Sandauer Straße 244 er-
möglicht ab sofort allen Mit-
arbeitern und Kunden der
Aufmachergeschäfte eine kli-
mafreundliche Fortbewegung
im städtischen Bereich: Seit
Kurzem steht das brandneue
Stadtrad „Katu“ vom baski-
schen Hersteller Orbea kos-
tenfrei zur Verfügung.

Als Bestandteil der klimaf-
reundlichen Mobilität im inner-
städtischen Bereich ist das sprit-
zige Fortbewegungsmittel leicht
und flexibel auf verschiedene
Körpergrößen anpassbar. Zu-
dem ist es ideal, um schnelle
Erledigungen aber auch kürze-
re Touren in urbanem Gelände

zu unternehmen. Das Katu gibt
es sowohl in einer nicht-elekt-
rischen Version (im Einsatz in
Landsberg) als auch als Modell
mit „eingebautem Rückenwind“
für Steigungen oder schwerere
Lasten. Das farbenfrohe Katu ist
ein Blickfang für jedes Geschäft.

Michael Vivell von den Auf-
machern nahm das Rad, das
zunächst bis Ende Oktober am
Hauptplatz platziert ist und
im Rahmen der Geschäftszei-
ten über das DERPART Reise-
büro Vivell kostenfrei ausgelie-
hen werden kann, begeistert in
Empfang. „Toll, dass wir auf die-
sem Weg ein zusätzliches An-
gebot für Mitarbeiter und Kun-
den unserer Geschäfte schaffen
können.“

Peter Bauch (links) von Fahrbar Landsberg und Michael Vivell (Aufmacher Landsberg) mit dem
brandneuen „Katu“. Foto: FKN

Leserbrief

Unglaublich
und ein Skandal

Betreff: „Ohne Anstand, ohne
Maß“ im KREISBOTEN Lands-
berg vom 28. August.

„Der ganze Vorgang macht
fassungslos, auch mich als
Leiter einer Selbsthilfegruppe
für seelische Probleme. Und
hätte man nicht selbst vor
sechs Jahren mit einem ,Fall‘
in Erding etwas Ähnliches er-
lebt, könnte man das alles gar
nicht glauben. Aber Fakt ist,
dass man heutzutage über
das Etikett ,psychische Krank-
heit‘ völlig ungerechtfertigt in
Behördenmühlsteine geraten
kann, aus denen es dann fast
kein Entrinnen mehr gibt.

Im Landsberger Fall impo-
niert, dass alle (externen)
Fachstellen – die kbo-Klinik für
Psychiatrie, die Schondorfer
Fachärztin und gottseidank
auch die Gutachterin sowie
das Familiengericht – offen-
bar gut und richtig gearbeitet
und gehandelt haben. Diesen
Expertisen folgend ist davon
auszugehen, dass bei der be-
troffenen Schondorferin keine
seelische Krankheit vorliegt
bzw. nicht vorgelegen hat –
was übrigens nie und nimmer
eine Schande ist und bei ent-
sprechenden Bedingungen
uns alle treffen kann. Hane-
büchen wird es jedoch, wenn
dann von einem ,Sachbear-
beiter der Führerscheinstelle‘
[sic!] eine Diagnose (!!!) ge-
stellt wird – mittels eines ,Ro-
ten Heftes‘ und vermutlich in
völliger Unkenntnis dessen,
was eine ,Affektive Psychose‘
ist). Ja geht‘s noch?

Für so ein Vorgehen ist
nicht nur eine ,Rote Karte‘
erforderlich! Nein, ich weiß
aus Erfahrung, wieviel Not
und Elend da in Familien an-
gerichtet wird. Zumal, wenn
dann in guter behördlicher
Zusammenarbeit – nein, in
einem ominös wirkenden Dia-
gnosengeschachere, bei dem
offenbar auch die Leiterin des
Gesundheitsamtes eine we-
nig ruhmreiche Position ein-
nimmt – noch das Jugendamt
ins Spiel kommt. Und sich
von dort, laut KREISBOTE, er-
neut eine ,Sachbearbeiterin‘
als Fachfrau für psychische
Erkrankungen aufplustert.

Ohne den Fall über den
Pressebericht hinaus zu ken-
nen, darf man wohl dennoch
schlussfolgern, dass hier gro-
ßes Unrecht geschehen ist.
Eine Frau mit nachvollziehba-
ren Lebensproblemen (tiefer
Trauer nach Verlust eines ge-
liebten Menschen, alleine zu
tragende Anforderungen mit
zwei kleinen Kindern, etc.)
wird von einer für Diagnostik
überhaupt nicht zuständigen
Behörde, dem Landratsamt
Landsberg, als ,psychisch
krank‘ abgestempelt bzw. be-
handelt und muss jahrelang
rechtlich gegen dieses Stigma
mit all seinen einschneiden-
den Folgen für das Leben
kämpfen. Unglaublich! Und
ein Skandal!“

Dipl.-Psych. Jürgen Karres
Landsberg

Rot heißt: Hier klemmt‘s am meisten mit den Radwegen. Die Grünen-Stadträte und die Lands-
berger Mitte wollen Abhilfe schaffen. Foto: FKN

Kaufering VII im Netz?
Studenten der Hochschule Augsburg stellen interaktive Webanwendung für Kaufering VII vor

Landsberg – Die Führungen im
KZ-Außenlager Kaufering VII
sind gut besucht. Geschichte
direkt vor Ort zu erfahren,
prägt sich ein. Aber manch-
mal würde man auch gerne
‚aus der Ferne‘ nachschlagen.
Zu lesen gibt es einiges auf der
Internetpräsenz der Europäi-
schen Holocaustgedenkstätte
Stiftung. Aber wie meistens
bei komplexen Inhalten: alles
sehr theoretisch. Wie dieses
Wissen online erfahrbar ge-
macht werden könnte, zeigen
kommenden Sonntag, dem
Tag des offenen Denkmals,
Studenten der Hochschule
Augsburg: Sie präsentieren
ihre interaktive Webanwen-
dung „Erinnerungsort“ vor
Ort: im KZ-Außenlager Kau-
fering VII.

„Angefangen hat das Projekt
vor rund einem Jahr“, erzählt
der Student Oliver Luxenhofer.
Ihr Multimedia-Dozent, Profes-
sor Dr. Wolfgang Kowarschick,
gab ihnen den „Denkanstoß“
für das im Studienplan vorge-
schriebene Masterprojekt: digi-
tale Medien in der Erinnerungs-
kultur. Als erstes stand eine Füh-
rung in der Welfenkaserene an.
Dann ging es ans Planen: Wie
soll das Grundkonzept ausse-
hen? Doch um zu sehen, was
man machen will, ist es nö-

tig, zu sehen was man hat. Al-
so Daten. Die lieferte Welfen-
kasernen-Kenner Gerhard Ro-
letschek. Und so entstand bei
den Studenten die Idee, die Ent-
wurzelung der Menschen zu vi-
sualisieren. „Deshalb gibt es bei
dem Projekt eine Kartenebene,
darüber liegt die Inhaltsebene
und dazu existiert noch die Zi-
tatebene“, erläutert Luxenhofer.
Denn natürlich kommen auch
die Zeitzeugen zu Wort. Um de-
ren Aussagen zu finden hatte

Luxenhofer in Dachau angeru-
fen. Und die verwiesen ihn an
den Präsidenten der Gedenk-
stätten-Stiftung Manfred Deiler.

„Mir gefallen diese enga-
gierten Leute“, sagt der. „Die
bringen andere Betrachtungs-
weisen, von denen wir und
auch unsere Besucher profitie-
ren.“ Weshalb er die Studenten
gleich zu sich nachhause ein-
geladen habe. Und gefragt:
„Was braucht ihr? Was können
wir euch liefern?“ Er habe den

Studenten nichts vorschreiben
wollen. „Denn die können über
den Tellerrand schauen, den wir
noch haben.“

Die Webanwendung „Erinne-
rungsort“ startet mit einer in-
teraktiven Karte samt Zeitleiste.
Klickt der Anwender auf ein Er-
eignis, erscheinen Fotos sowie
konkrete Daten. Auch die Be-
wegungsströme der Häftlinge
werden visualisiert: in Linien
vom Ausgangspunkt bis zum
Außenlager, von Auschwitz bis

Kaufering VII, samt Daten wie
beispielsweise die Anzahl der
Menschen. Darüber liegen die
Zeitzeugenberichte. Wozu sich
die Studenten fünf Einzelschick-
sale herausgepickt haben.

Der Tag des offenen Denk-
mals ist sozusagen der ‚Feld-
versuch‘ für die Studenten, die
„Jungfernfahrt“ wie Luxenhofer
formuliert: Im Gebäude 2 des
Lagers Kaufering VII werden sie
mit Laptops und Tablets – Strom
gibt es dort nicht – neugierigen
Besuchern Frage und Antwort
stehen. Und natürlich ihr ‚Pro-
dukt‘ zum Ausprobieren freige-
ben – „Es wird keinen Frontal-
vortrag geben“, verspricht Lu-
xenhofer lachend.

Die Webanwendung kann auf
andere Erinnerungsorte übertra-
gen werden, sagt Luxenhofer.
Natürlich wäre es gut, wenn das
Projekt in Landsberg Fuß fas-
sen könnte. Möglich wäre wohl
auch die Anwendung bei aktu-
ellen Ereignissen wie den heu-
tigen Flüchtlingsströmen. Eine
Präsentation der Webanwen-
dung in der Hochschule stieß
bereits auf große Resonanz.
Auch die Dozenten sind begeis-
tert. Haben sie doch die Studen-
ten mit einer glatten 1 belohnt.
Eine Note, die bisher bei diesen
Masterprojekten noch nie ver-
geben wurde. sug

Fünf der sieben Studenten der Hochschule Augsburg, die das Projekt „Erinnerungsort“ entwickelt
haben: (von links) Ruben Santoro, Patricia Urbas, Oliver Luxenhofer, Nina Landwehr und Daniela
Hach. Es fehlen Tesselina Späth und Jessica Schneck. Foto: FKN
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